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10. Änderung des Flächennutzungsplanes zur Ausweisung  
eines Allgemeinen Wohngebietes und eines Dorfgebietes im  
Bereich des Ortsteils „Ebersroith-Süd“  
 

Auslegung der wesentlichen Umweltbezogenen Stellungnahmen 
 
 
Im Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurden keine umwelt- 
bezogenen Stellungnahmen vorgebracht.  
 
Im Verfahren der frühzeitigen Behördenbeteiligung sind die nachfolgenden wesent- 
lichen umweltbezogenen Stellungnahmen eingegangen:  
 
 

Falkenstein, 17.06.2026 
 
 
 

 
Name der  
Behörde 
 

Stellungnahme 

  

Landratsamt 
Cham, SG  
Technischer 
Umweltschutz 
vom 30.06.2025 

Die Gemeinde Rettenbach plant die 10. Änderung des Flächennutzungsplanes 
wegen Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes mit der Bezeichnung „Ebers-
roith-Süd“ sowie Darstellung von Dorfgebiet Flächen im OT Ebersroith.  
Der Bereich der geplanten Änderung ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Durch die geplante Änderung sollen der-
zeitig planungsrechtliche im Außenbereich liegende Flächen als allgemeines 
Wohngebiet (WA) ausgewiesen und somit eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung sichergestellt werden.  
 
Das Plangebiet befindet sich am südwestlichen Ortsrand von Ebersroith. Die an-
grenzende Bebauung besteht überwiegend aus Einfamilienhäusern und einigen 
ehemaligen Hofstellen. Im Nordwesten befindet sich die Kreisstraße CHA 15. Im 
Übergang zur bestehenden Bebauung im Norden wird das Dorfgebiet (MD) ange-
passt. Der südliche Ortsrand wird als gliedernde, abschirmende, ortsgestaltende 
Grünfläche dargestellt.  
 
Aufgrund der Nähe der Kreisstraße CHA 15 wird im Bebauungsplanverfahren eine 
schalltechnische Untersuchung durchgeführt. Die Ergebnisse der schalltechni-
schen Untersuchung werden im Bebauungsplan eingearbeitet.  
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen daher keine Einwände gegen die 10. 
Änderung des Flächennutzungsplanes wegen Ausweisung eines Allgemeinen 
Wohngebietes mit der Bezeichnung "Ebersroith-Süd" sowie Darstellung von Dorf-
gebiet Flächen im OT Ebersroith durch die Gemeinde Rettenbach. 
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Landratsamt 
Cham, SG  
Naturschutz und 
Landschafts-
pflege vom 
30.06.2025 

Ein Teil des Bebauungsplanes ragt in den Geltungsbereich des Landschafts-
schutzgebiets „Oberer Bayerischer Wald“ hinein. Solange ausschließlich Grünflä-
chen im Überschneidungsbereich festgesetzt werden, widerspricht dies nicht dem 
besonderen Schutzzweck der Landschaftsschutzgebietsverordnung. 
 
 
 
 

Amt für Ernäh-
rung, Landwirt-
schaft und Fors-
ten Cham vom 
02.06.2025 

Gegen die geplante 10. Änderung des Flächennutzungsplanes werden aus land-
wirtschaftlich-fachlicher Sicht keine Einwände erhoben. Es sind keine landwirt-
schaftlichen Hofstellen in unmittelbarer Nähe zur überplanten Fläche.  
 
Allerdings möchten wir einige Hinweise geben.  
Durch die spätere Bebauung der Fläche wird diese der landwirtschaftlichen Nut-
zung endgültig entzogen. Der Boden wird größtenteils zerstört. Auch die notwendi-
gen Ausgleichsflächen werden der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Es sind 
deshalb nach unserer Ansicht Auswirkungen von sehr großer Erheblichkeit für den 
Boden zu erwarten.  
 
 

Wasserwirt-
schaftsamt  
Regensburg 
vom 23.06.2025 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Oberflächengewässer 
Im geplanten Baugebiet befindet sich ein Teich, dieser Teich stellt ein Gewässer 
III. Ordnung dar. Der Teich entwässert nach Süden in einen namenlosen Wiesen-
graben, ein Nebengewässer des Schrollenbaches. Sowohl der Teich als auch der 
Wiesengraben befinden sich im wassersensiblen Bereich. Wassersensible Berei-
che sind durch den Einfluss von Wasser geprägt. Sie kennzeichnen den natürli-
chen Einflussbereich des Wassers, in dem es zu Überschwemmungen und Über-
spülungen kommen kann. Nutzungen können hier beeinträchtigt werden durch 
über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss in sonst 
trockenen Tälern oder zeitweise hoch anstehendes Grundwasser.  
 
Wesentliche Veränderungen des Teiches oder des Wiesengrabens stellen einen 
plangenehmigungspflichtigen Gewässerausbau dar. Verrohrungen sind aus was-
serwirtschaftlicher Sicht nicht zustimmungsfähig. Soweit sich bzgl. des Teiches 
Änderungen bei der Zu- oder Ableitung ergeben, ist ggf. eine wasserrechtliche Er-
laubnis erforderlich.  
 
Starkregen und wild abfließendes Wasser 
Aufgrund der Hanglage liegen im Planungsgebiet Hinweise vor, dass bei Starkre-
gen Abflussbildung durch wild abfließendes Wasser entsteht (siehe Hinweiskarte 
Oberflächenabfluss und Sturzflut sowie Umweltatlas).  
Die Fließwege sind in die Kartendarstellung mit aufzunehmen. Die Fließwege sind 
von Bebauung freizuhalten.  
Wir empfehlen entsprechende textliche Festsetzungen und Hinweise aufzuneh-
men (in die verbindliche Bauleitplanung = Bebauungsplan).  
 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Um das natürliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs möglichst wenig zu beein-
trächtigen, ist ein naturnaher Umgang mit Regenwasser anzustreben. Das Nieder-
schlagswasser sollte deshalb vor Ort versickert werden.  
Zur Feststellung der örtlichen Sickerfähigkeit des Untergrundes ist eine Baugrund-
untersuchung oder ein Sickerversuch durchzuführen. Hinweise zur Durchführung 
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eines Sickerversuches finden Sie auf unserer Homepage unter:  
https://www.wwa-r.bayern.de/service/antraege/index.htm  
 
Dies ist für die weitere Dimensionierung einer Versickerungsanlage von grundle-
gender Bedeutung. Sollte keine ausreichende Sickerfähigkeit vor Ort festgestellt 
werden, ist eine mögliche Einleitung in ein oberirdisches Gewässer zu überprüfen.  
 
Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlags-
wasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbenutzungen) 
eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. 
Dazu sind entsprechende Antragsunterlagen (Erläuterungen, technische Nach-
weise nach den aktuell gültigen Regelwerken, Pläne) von einem fachkundigen Pla-
nungsbüro beim Landratsamt Cham vorzulegen.  
 
Hiervon ausgenommen kann Niederschlagswasser gegebenenfalls genehmi-
gungsfrei versickert bzw. in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden, sofern 
die Voraussetzungen für eine erlaubnisfreie Niederschlagswasserbeseitigung nach 
den technischen Regeln (TRENGW, TRENOG) vorliegen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass für die Entwässerungseinrichtungen (Versicke-
rungsanlage, ggf. Rückhaltevolumen vor der Einleitung in ein Oberflächengewäs-
ser) ein ausreichender Platzbedarf bei der Planung berücksichtigt werden muss.  
 
Eine Zwischenspeicherung und die Nutzung von unverschmutztem Niederschlags-
wasser sind im Hinblick auf eine naturnahe Regenwasserbewirtschaftung begrü-
ßenswert. Hierbei ist anzumerken, dass das verfügbare Retentionsvolumen nur im 
Umfang des zwangsentleerten Teilvolumens der Zisterne bei der Bemessung einer 
zentralen Regenrückhaltung angesetzt werden darf. Die Bemessung des Regen-
rückhaltevolumens wäre in diesem Fall im Nachweisverfahren zu führen.  
 
Grundwasser 
Wir empfehlen entsprechende textliche Hinweise aufzunehmen (in den Bebau-
ungsplan).  
 
Bodenschutz 
Wir empfehlen entsprechende Punkte in die Textlichen Hinweise aufzunehmen (in 
den Bebauungsplan).  
 
Zusammenfassung 
Gegen den Bebauungsplan und die Änderung des Flächennutzungsplans beste-
hen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Bedenken, wenn obige Ausfüh-
rungen berücksichtigt werden.  
 
 

 

https://www.wwa-r.bayern.de/service/antraege/index.htm

